
 

1,9 Millionen Menschen. Damit 
fällt für ein Drittel aller Arbeit-
nehmenden in der Schweiz ein 
Fünftel des Einkommens weg. 
Das kann bei tiefen Einkommen 
sehr schnell existenzbedrohend 
werden. Wir wollen, dass Per-
sonen mit tiefen Löhnen trotz 
Kurzarbeit 100 Prozent Lohn 
erhalten. Nur so können sie die 
hohen Fixkosten wie Miete und 
Krankenkassenprämien weiter-
hin zahlen und rutschen nicht in 
die Sozialhilfe ab. Die SP Aargau 
hat deshalb eine entsprechende 
Standesinitiative im Grossen Rat 
eingereicht.

Nach der Krise: nachhaltiges 
Investitionsprogramm
Um die Wirtschaft wieder an-
zukurbeln, muss der Kanton 
nach der Krise investieren. Das 
wird kosten. Aber die regionale 
Wirtschaft nicht wieder anzu-
kurbeln, würde viel mehr kos-
ten! Wir würden Arbeitsplätze 
verlieren und dennoch Schulden 
anhäufen, weil die Steuerein-
nahmen dauerhaft zusammen-
brechen würden. Die SP Aargau 
hat den Regierungsrat deshalb 
mit einem Postulat aufgefordert, 
möglichst schnell ein Investi-
tionsprogramm zu entwickeln. 
Die Forderungen liegen auf der 

Hand: Mit der Stärkung des öf-
fentlichen Verkehrs sowie des 
Fuss- und Veloverkehrs kann 
unsere Mobilität nachhaltig um-
gebaut werden. Mit Investitionen 
in die Renovation von Gebäuden 
und die Erzeugung erneuerbarer 
Energie können die absehbaren 
Verluste zumindest teilweise 
kompensiert werden. Investitio-
nen beispielsweise in Touris-
mus- und Kulturprojekte sowie 
in die Kinderbetreuung stärken 
den Wirtschaftsstandort Aargau. 

Klar ist: Die Last der Krise 
darf nicht auf die Schwäche-
ren der Gesellschaft abgewälzt 
werden. Vielmehr soll sie von 
denjenigen getragen werden, 
die von der gegenwärtigen  Krise 
profitieren. Die Finanzierung 
des Investitions programms soll 
zumindest teilweise über eine 
temporäre Erhöhung der Unter-
nehmensgewinnsteuer und der 
Dividendenbesteuerung erfol-
gen. Unternehmen, die in der 
Krise Gewinneinbrüche erlitten, 
trifft diese Steuer nicht. Dies 
ist die Voraussetzung für eine 
 konstruktive, gerechte und nach-
haltige wirtschaftliche Erho  lung.

Gabriela Suter von Aarau  
ist Präsidentin der SP Aargau  
und SP-National rätin.

Wege aus  
der Coronakrise
Die Einschränkungen des öffent-
lichen und wirtschaftlichen Le-
bens machen uns den Wert unse-
res «normalen Lebens» deutlich 
bewusst. Gleichzeitig erleben wir 
aber auch eine unglaubliche Soli-
darität – Solidarität mit den Er-
krankten und gefährdeten Perso-
nen, mit Ärzt*innen, Pflegenden 
oder mit Unternehmen, die un-
verschuldet in akute wirtschaft-
liche Probleme kamen. Auch im 
Kanton Aargau sind Unterneh-
men existenziell bedroht.  Viele 
Arbeitnehmende sind durch 
Kurzarbeit mit einer deutlichen 
Lohnreduktion konfrontiert oder 
laufen gar Gefahr, ihre Stelle zu 
verlieren. Für die SP ist zentral, 
dass alle kantonalen Sofort-
Hilfsmassnahmen darauf abzie-
len müssen, Arbeitsplätze und 
Löhne zu sichern. Daneben muss 
der Kanton aber die  Chance pa-
cken, die Wirtschaft auf eine zu-
kunftsfähige Art hochzufah ren 
und gleichzeitig in eine nachhal-
tigere Wirtschaft zu investieren. 
Die SP Aargau fordert deshalb:

Löhne sichern: Mehr Geld  
bei Kurzarbeit
Anfang Mai waren im Aargau 
mehr als 160 000 Arbeitneh-
mende von Kurzarbeit betrof-
fen, schweizweit waren es über 
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Krisenlösungen 
für alle,  
nicht für wenige
Seit Beginn der Corona-Krise spe-
kulieren Beobachter*innen darüber, 
was diese politisch verändern wird. 
Nach der ausserordentlichen Sessi-
on des Parlaments ist die Antwort 
zumindest für die kurze Frist relativ 
klar: Nicht viel. Das Parlament 
hat – richtigerweise – die grössten 
Stützungsmassnahmen für die 
Schweizer Wirtschaft beschlos-
sen. Mit Anträgen aber, nicht nur 
die Grossen zu schützen, ist die 
SP weitgehend aufgelaufen. Nach 
wie vor gibt es keine Lösung für 
Mieter*innen, Menschen in Armut 
wird zu wenig geholfen, und auch 
für die breite Mitte bleibt es bei 
Kurzarbeit mit Lohneinbussen von 
20 Prozent – während gleichzeitig 
weiter saftig Dividenden ausbe-
zahlt werden. Auch ökologische 
Bedingungen für die Rettung der 
Luftfahrt oder für bessere Arbeits-
bedingungen in der Pflege waren 
chancenlos.
Heisst das jetzt, wir sollten klein 
beigeben? Nein, im Gegenteil. Es 
bedeutet einfach, dass auch eine 
Krisenlösung politisch verhandelt 
wird. Wir werden uns nur dann 
durchsetzen, wenn wir zusammen
mit der Frauenbewegung, der Klima -
bewegung und den Gewerkschaf-
ten jetzt Druck machen. Das ist die 
Aufgabe der SP: Die Krise darf nicht 

schon wieder auf dem 
Rücken der Kleinen  
ausgetragen wer-
den.
Cédric Wermuth von 
 Zofingen ist SP-National-
rat und Vizepräsident der 
SP-Fraktion der Bundes-
versammlung.
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Dieter Egli ist unser 
Regierungsrats
kandidat!
Der Entscheid ist gefallen: Am 15. Mai 
haben die Delegierten der SP Aargau Dieter 
Egli zu unserem Regierungsratskandidaten 
gewählt – aufgrund der Coronamassnah-
men im Briefwahlverfahren. Nachdem 
seine beiden Mitbewerbenden Marco 
Hardmeier und Franziska Graf-Bruppacher 
ihre Kandidaturen zurückgezogen hatten, 
stand er im zweiten Wahlgang als alleiniger 
Kandidat zur Verfügung. Es ist nicht selbst-
verständlich, dass sich gleich drei politisch 
bestens ausgewiesene Kandidat*innen 
für ein so gewichtiges Amt zur Verfügung 
stellen. Die drei Kandidaturen ermöglich-
ten den Delegierten eine echte Auswahl. 
Die Geschäftsleitung der SP Aargau dankt 
Franziska und Marco für ihre Kandidatu-
ren sowie für das faire und konstruktive 
Mittragen des ganzen Nominationsprozes-
ses und wünscht ihnen für ihre politische 
Arbeit weiterhin viel Erfolg.
Dieter Egli ist als langjähriger Grossrat, 
Co-Fraktionspräsident und Vizepräsident 
der SP Aargau kantonsweit bekannt und 
auch überparteilich bestens vernetzt. Die 
Geschäftsleitung ist überzeugt, dass er die 
sozialdemokratischen Werte mit starker 
Stimme in den Regierungsrat tragen wird 
und freut sich auf einen erfolgreichen 
Wahlkampf mit ihm.
Der Anspruch der SP auf einen Regierungs-
ratssitz scheint zwar für viele unbestritten 
zu sein. Trotzdem dürfen wir uns nicht 
in falscher Sicherheit wähnen und uns 
zurücklehnen. Es gilt nun, uns geeint hinter 
unseren Kandidaten zu stellen und ihm die 
grösstmögliche Unterstützung zukommen 
zu lassen. Nur so können wir unseren Sitz  
in der Regierung am 18. Oktober vertei-
digen! 

Gabriela Suter von Aarau ist Präsidentin  
der SP Aargau und SP-Nationalrätin.

KOMMENTAR

Es braucht mehr Sozialdemokratie im 
Aargau. Deshalb will ich mit euch zusammen 
unseren Sitz in der Regierung verteidigen.
Ich danke der SP und allen Delegierten für 
die Nomination – und Franziska und Marco 
für das spannende, faire Miteinander wäh-
rend der Ausmarchung. Mit der Nomination 
spüre ich grosses Vertrauen aus der Partei – 
und die Verpflichtung für einen Wahlkampf, 
in dem ich alles geben werde!

Ich will Verantwortung übernehmen …
Ich kenne den Aargau, die SP und das Par-
lament aus meinem jahrelangen politischen 
Engagement. Politik ist immer noch meine 
Leidenschaft. Deshalb habe ich Lust auf die-
ses Amt – ich will mitgestalten und Verant-
wortung übernehmen.

… in einem Kanton, der Verantwortung 
übernimmt …
Die Corona-Krise zeigt uns, wie verletzlich 
unsere Gesellschaft ist, wie flüchtig  unsere 
Freiheiten und wie zerbrechlich unser Wohl-
stand. Und sie zeigt uns: Es braucht den 
Staat. Predigten für Wettbewerb taugen nur 
bei schönem Wetter. So versuchte man jah-
relang, das Gesundheitswesen zu privatisie-
ren und auf Gewinn zu trimmen – um jetzt in 
der Krise Angst haben zu müssen, dass es zu-
sammenbricht! Der Staat muss Verantwor-
tung übernehmen, mit einem Service public, 
der auch im Sturm funktioniert: Gesundheit, 
die sich alle leisten können. Bildung, zu der 

REGIERUNGSRATSWAHL VOM 18. OKTOBER 2020

Verantwortung,  
gemeinsam

alle Zugang haben. Sicherheit, die alle spü-
ren. Soziale Netze, auf die alle zählen kön-
nen. Infrastruktur, die alle nutzen können. 
Natur, die für alle erhalten bleibt.

… damit jede*r einzelne Verantwortung 
übernehmen kann
Ich will einen Kanton, der den Menschen et-
was bietet, eine solidarische Gesellschaft, in 
der alle die gleichen Chancen und damit eine 
Perspektive haben. Dann übernehmen wir 
alle auch selbst Verantwortung: Wenn wir 
Care-Arbeit leisten oder ehrenamtlich tätig 
sind. Wenn wir uns aus- und weiterbilden. 
Wenn wir mit Unternehmen Arbeitsplätze 
schaffen. Wenn wir die Gesellschaft kultu-
rell bereichern. Wenn wir für die Umwelt 
handeln. Wenn wir uns politisch engagieren.

Zukunft, konkret
Wir müssen den Klimawandel stoppen, und 
zwar auf soziale Art und Weise. Und wir 
müssen die Corona-Krise überwinden. Da-
für sollen aber nicht die Schwächsten, die 
Arbeitnehmenden und die vielen Selbstän-
digen, bezahlen. Wir müssen Jobs und Löhne 
sichern. Und wir müssen als Gesellschaft of-
fen bleiben, auf Dialog setzen und nicht auf 
Populismus. Deshalb braucht es unsere so-
zialdemokratischen Werte nach wie vor! Für 
diese will ich mich im Aargau ganz konkret 
einsetzen:

 Sichere Grundbildung und das Recht auf 
Weiterbildung für alle,

 gleicher Lohn für gleichwertige Arbeit 
und ein würdiges Leben mit oder ohne 
Arbeit,

 klimaneutral, ohne Öl und mit erneuer-
baren Energien, und besserer öffentlicher 
Verkehr anstatt neue Strassen,

 innovative Unternehmen, die ökologisch 
und sozial wirtschaften,

 garantierte Sozialhilfe und eine Gesund-
heitsversorgung, die nicht nur Gewinn 
machen muss. 

Ich danke euch für eure Unterstützung und 
freue mich auf den Wahlkampf mit euch. Ge-
meinsam schaffen wir es am 18. Oktober!

Dieter Egli von Windisch ist SP-Grossrat,  
Co-Präsident der SP-Grossratsfraktion und  
Vizepräsident der SP Aargau. Er kandidiert für  
die SP am 18. Oktober 2020 als Regierungsrat  
(www.sp-aargau.ch/).
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Zur SPNomination für die  
Regierungsratswahlen 2020

Auf in den Wahlkampf!

Für mich hat Priorität, den freiwerdenden 
Regierungsratssitz in der SP zu halten. Das 
schafft nur, wer in der Partei den grösst-
möglichen Rückhalt geniesst. Mit meiner 
Kandidatur habe ich ich mitgeholfen, dass 
die Delegierten der SP Aargau eine breite 
Auswahl an Kandidierenden hatten. Unsere 
Delegierten waren sich ihrer Aufgabe und 
Verantwortung bewusst und haben jener 
Person ihre Stimme gegeben, die sie im Re-
gierungsrat sehen möchten. Für diese Per-
son werden sie im Wahlkampf auch vollen 
Unterstützungseinsatz leisten. 

Wir drei SP-Kandidierenden waren unter-
einander keine Gegner, wir stehen alle drei 
für die gleichen Werte ein. Der eigentliche 
Wahlkampf hat noch nicht begonnen, und 
wir sollten parteiintern unsere Kräfte scho-
nen und bündeln. 

Die Rechnung ist einfach: Dieter Egli hat-
te im ersten Wahlgang einen Vorsprung, der 

nicht aufzuholen war. Anders als bei einer 
Volkswahl mit Kandidierenden aus unter-
schiedlichen Parteien konnte im zwei-
ten Wahlgang nicht mit Wechsel-
wählern und zusätzlich Mobili-
sierten gerechnet werden, da-
her zog ich meine Kandidatur 
zurück.

Die Ausmarchung per Vi-
deos und die briefliche Wahl 
waren spannende Erfahrun-
gen. Ich danke allen Invol-
vierten, vor allem Dieter 
Egli und Marco Hard-
meier, die trotz der au-
sserordentlichen Lage 
diesen interessanten 
Ausmarchungspro-
zess ermöglichten.

Gerade in diesen 
schwierigen Zeiten, 

links.ag hat Franziska Graf-Bruppacher und Marco Hardmeier gebeten, zur Nomination für die Regierungsrats-
wahlen vom 18. Oktober 2020 aus ihrer Sicht Position zu beziehen. Hier ihre Stellungnahme:

wenn Wirtschaft und Politik vor enormen 
Herausforderungen stehen und viele Men-
schen in wirtschaftlichen Schwierigkeiten 

stecken, kommt einer SP-Vertretung in der 
Regierung noch grössere Bedeutung zu. 
Unsere Werte wie Solidarität und Chan-
cengleichheit bekommen eine ganz 
neue Dimension.

Mit Dieter Egli im Regierungsrat 
verschiebt sich die Regierungsmacht 
im Kanton noch mehr nach Osten. 
Als Aarauerin bedaure ich das sehr.

Ich gratuliere Dieter Egli zu 
diesem klaren Resultat und 

wünsche ihm viel Erfolg.

Franziska Graf-Bruppacher  
(www.franziska-graf.ch) von Aarau  
war SP-Grossrätin und ist  
SP-Stadt rätin. Sie hat im ersten 
Wahlgang als einzige Frau für  
den frei werdenden Regierungs-
ratssitz der SP kandidiert.

Franziska Graf-Bruppacher, Dieter Egli 
und ich, wir unterscheiden uns politisch 
nur marginal – und sahen uns nie als 
Konkurrent*innen. Vom Stil her jedoch ha-
ben die Delegierten der SP Aargau eine breite 
und echte Auswahl in diesem Nominations-
prozess erhalten. 

Neben vielen anderen ur-sozialdemokra-
tischen Anliegen ist die Gleichstellung eines 
der wichtigsten Elemente meines persönli-
chen Wertekanons. Dies auch deshalb, weil 
ich mich allenthalben nach wie vor regel-
mässig mit verdeckter oder offener Homo-
phobie beschäftigen und an etliche «Glasde-
cken» anrennen darf. Fortschritte sind zwar 
da, jedoch erlebe ich noch zu oft Gleiches 
wie vor 25 Jahren. Und das darf nicht länger 
sein: Denn den zutiefst sozialdemokrati-
schen Wert der tatsächlichen Gleichstellung 
aller Menschen betrachte ich als zentrals-
tes Element unserer gemeinsamen Werte - 
basis. 

Wir stehen zu Beginn eines Jahrzehnts 
voller weitreichender Umbrüche. Die wirt-

schaftliche und technologische Transforma-
tion im Rahmen einer eigentlichen vierten 
industriellen Revolution erfordert Offen-
heit für Innovationen, die jedoch zwingend 
sozial verträglich ausgestaltet werden müs-
sen. Und gleichzeitig ist die Sorg-
samkeit gegenüber der Um-
welt zentral. Beides zu ver-
einen ist die grosse Chance 
der Sozialdemokratie. 

Die Covid-19-Pandemie 
wird uns nun zusätzlich vor 
enorme Herausforderungen 
stellen: Menschlich, gesund-
heitlich, wirtschaftlich, ge-
sellschaftlich, politisch, 
etc. Dass davon der 
ganze Planet be-
troffen ist, macht 
es nicht im Ansatz 
einfacher. Die Aus-
wirkungen werden 
uns noch lange be-
schäftigen. Stellen 

wir weiterhin die Menschen mit ihren viel-
fältigen Bedürfnissen in den Mittelpunkt. 
Und vertreten wir darum weiterhin stand-
haft unsere Werte. 

Liebe Genossinnen und Genossen, die 
Regierungsratswahlen 2020 werden für uns 
im bürgerlichen Kanton Aargau kein Sonn-

tagsspaziergang. Geschenkt wurde uns in 
der Vergangenheit nichts, dies weiss ich 
als ehemaliger Parteipräsident nur zu gut. 
Wir mussten bei Majorzwahlen immer mit 
starken Argumenten und bestens vernetz-

ten Persönlichkeiten überzeugen. Und dar-
um heisst es jetzt: auf in den Wahlkampf 

um den SP-Sitz. Die SP zählt auf 
euren vollen Einsatz.

Marco Hardmeier von Aarau ist 
SP-Grossrat und Präsident der 
Konferenz Aargauischer Staats-
personalverbände KASPV.  
Er war von 2006 bis 2014  
Präsident der SP Aargau  
(2006 bis 2009 Co-Präsident).

Wichtig ist es, den Sitz zu halten
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In den letzten Monaten wurde unser Leben 
auf den Kopf gestellt. Unser gesellschaft-
liches Gefüge wurde von der Krise etwas 
durcheinandergebracht. Es wurden neue 
Heldinnen und Helden ernannt, im Gesund-
heitswesen, in der Logistik, im Service Pub-
lic. Es wurde bewusst, dass nicht die in den 
schicken Anzügen, sondern die Angestellten 
in den Berufen, die tendenziell schlechten 
Arbeitsbedingungen mit tiefen Löhnen aus-
gesetzt sind, unser Land am Laufen halten. 
Und die Politik wurde zeitweise zur Neben-
sache. Etwas verzweifelt meldeten sich Po-
litiker/innen in Livestreams, auf Twitter, 
Facebook & Co. Doch sie erwiesen sich als 
überflüssig und zeitweise als so fern von der 
Bevölkerung, dass es schon peinlich war. 
Nicht Meinungen, sondern Fakten sind in 
einer solchen Krise gefragt. Und wenn sich 
Parlamente selbst unter Quarantäne setzen, 
dann muss man sich nicht wundern, dass 
man vergisst, dass es sie gibt.

Die Bevölkerung klatschte von den Balko-
nen und war dankbar, dass die Pöstlerin un-
sere Einkäufe und die Post bis an die Haustü-
re brachte, der Müll noch gesammelt wurde, 
die Pflegeperson im Altersheim und von der 
Spitex die Alten pflegte, in den sozialen In-
stitutionen die geistig oder körperlichen Be-
hinderten immer noch betreut wurden, die 
Verkäuferin immer noch an der Kasse sass 
und die Regale mit Produkten auffüllte, die 
von den überstundenschiebenden Logisti-
kerinnen sortiert und geliefert wurden. Und 
die Mitarbeitenden in den Spitälern waren 
trotz der Gefahr, die von dem Coronavirus 
ausging, weiterhin an ihren Plätzen, von der 
Ärztin über den Patiententransporteur bis 
hin zur Pflegefachfrau, dem Fachmann Ge-
sundheit, der Cafeteria-Mitarbeiterin und 
der Reinigungsperson. Auch viele Angestell-
te in Bereichen, die die Öffentlichkeit kaum 
wahrnimmt, verrichteten jeden Tag wert-
volle Arbeit und leisteten damit still ihren 

Back to normal – 
wollen wir das?
Der Bundesrat hat seine Corona-Massnahmen schneller gelockert  
als gedacht. Es geht zurück in die Normalität – wenn alles gut geht. 
Doch, wollen wir das?

Beitrag zur Bewältigung der Krise. Endlich 
gingen einigen die Augen auf, es wurde klar, 
dass nun eine Masse von Unterbezahlten mit 
schlechten Arbeitsbedingungen unser Land 
am Laufen hielt. Nicht grossmäulige Politi-
ker/innen, die sich als Virologen, Epidemio-
logen und Lockdown-Experten hervortun 
wollten, und auch nicht die Superschlauen 
auf den Teppichetagen. Eine neue soziale 
Frage tat sich auf. Gewerkschaften hatten 
alle Hände voll zu tun, um den Arbeitneh-
mendenschutz einzufordern, denn mit der 
Krise stiegen auch die Verletzungen des Ar-
beitsgesetzes massiv. 

Jetzt ist es fast vorbei mit dieser Krise, so 
sagt man uns. Es ist Zeit für die berechtigten 
Forderungen der Systemrelevanten: mehr 
Lohn und bessere Arbeitsbedingungen. 
Doch wir können wieder einkaufen, ins Re-
staurant und zum Coiffeur. Mehr Lohn? Das 
kostet Geld! Bessere Arbeitsbedingungen? 
Sollen sie froh sein, dass sie noch eine Stel-
le haben. Die Politik findet wieder statt, die 
Grosskonzerne schlüpfen wieder durch und 
die Systemrelevanten … wer waren sie schon 
wieder? Wenn «zurück zur Normalität» be-
deutet, dass alles wieder vergessen und auch 
bezüglich Arbeitsbedingungen zum courant 
normal zurückkehrt wird, dann möchte ich 
lieber nicht zu dieser Normalität zurück. Die 
Aufgabe der Politik ist es nun, nicht wieder 
in die Vor-Corona Zeit zu fallen, sondern da-
für zu sorgen, dass sich das gesellschaftliche 
Gefüge dauerhaft zum Besseren ändert.

Silvia Dell’Aquila 
von Aarau ist  
SP-Grossrätin und 
Regionalleiterin 
VPOD Aargau/ 
Solothurn.

Legislaturprogramm 
2021 – 2024
Bereits im letzten Jahr hat die SP Aargau 
an der Präsidienkonferenz vom Novem-
ber entschieden, dass die SP auf die neue 
Legislatur ein inhaltliches Leitwerk für die 
Arbeit im Grossen Rat erarbeiten will. Das 
neue Legislaturprogramm wurde gemein-
sam mit den Fachausschüssen erarbeitet 
und soll unsere politischen Grundwerte 
und Forderungen darlegen. Gerade jetzt in 
der Krise zeigt sich einmal mehr, wie wich-
tig unsere sozialdemokratischen Forde-
rungen sind. Es braucht einen starken und 
ausgebauten Service Public, es braucht 
bezahlbare Krankenkassenprämien und 
es braucht eine gute soziale Absicherung 
für alle. Genauso wie wir auch eine aktive 
Gleichstellungspolitik brauchen und die 
Digitalisierung als Chance nutzen müssen. 
Auch darf man nicht vergessen, dass wir 
aktuell nicht nur eine Krise zu bewältigen 
haben. Wir befinden uns mitten in der 
Klimakrise, und hier braucht es sofort 
Massnahmen, um das Ruder herumzureis-
sen. Diese Themen werden im Legislatur-
programm aufgenommen und konkrete 
Forderungen gestellt. 
Den Grundstein für das Papier legten über 
achtzig interessierte Mitglieder zusam-
men mit den Fachausschüssen an der 
Fachausschusstagung im Januar. Bis Mitte 
Februar arbeiteten die Fachausschüsse ihre 
Themenbereiche aus, und anfangs März 
startete die Geschäftsleitung die Vernehm-
lassung des zusammengefassten Werkes. 
Am 3. Mai endete die Antragsfrist. Die 
Anträge werden nun bereinigt, und über 
die aufrechterhaltenen Anträge werden 
die Parteitags-Delegierten am 13. Juni 
entscheiden können. Ich freue mich schon 
jetzt auf eine spannende Diskussion am 
Parteitag und auf das gelungene Legisla-
turprogramm, mit dem wir in den Wahl-
kampf starten.

Sascha Antenen von Zofingen ist politischer Sekretär 
der SP Aargau.

KOMMENTAR

Es wurde klar, dass 
nun eine Masse von 
Unterbezahlten mit 
schlechten Arbeits-
bedingungen unser 
Land am Laufen 
hielt.
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ZEITGESCHICHTE

Ein Gedenken an 
die Juden von Sály

Im ungarischen Sály gab es seit etwa hun-
dertfünfzig Jahren eine jüdische Gemeinde 
mit fünfzehn Familien, ein osteuropäisches 
Schtetl, in dem die Einwohner Berufe wie 
Händler, Wirt, Handwerker oder Kleinbauer 
ausübten. Verschiedene Gebäude wie eine 
Synagoge und ehemalige Wohnhäuser der 
Gemeindemitglieder erinnerten auch nach 
dem Krieg 1945 noch an die Sályer Juden – 
wenn man genau hinschaute und mit der 
ungarischen Einwohnerschaft sprach. Denn 
die jüdischen Familien waren im März 1944 
von den Pfeilkreuzlern nach Auschwitz de-
portiert worden, und nur ein paar von ihnen 
überlebten und kehrten nach dem Krieg kurz 
zurück. 

Als Peter Bürgi 2008 ein 
völlig überwuchertes Ge-
lände, das ihm als jüdi-
scher Friedhof bezeichnet 
worden war, von Roma-
Männern roden liess, ka-
men 140 jüdische Gräber 
zum Vorschein. Seither 

Katharina Kerr von 
Aarau ist Redaktorin 
links.ag.

wird dieser Friedhof wieder als jüdischer 
Friedhof geehrt und gepflegt, ein paar Roma 
finden hier Verdienst. Einige der Grabsteine 
sind im Buch abgebildet, und alle hebräi-
schen Inschriften auf dem Friedhof finden 
sich in ungarischer und deutscher Überset-
zung notiert.

In Sály, dessen Heilpädagogischer Son-
derschule Peter Bürgi seit 1995 verbunden 
blieb und für die er mehrere Projekte wie Re-
novationen, Schulküchen und anderes – die 
Aufzählung der Projekte füllt zwei Seiten im 
Buch – finanzierte, durch Spenden und auch 
aus eigener Tasche, seit vier Jahren unter-
stützt durch die Weltgruppe Möhlin, fan-
den sich DorfeinwohnerInnen, die sich noch 
an die jüdischen Gemeindemitglieder und 
an deren Verschleppung erinnerten. Diese 
Zeitzeugenerinnerungen wurden sorgfältig 
aufgeschrieben, wir lesen daraus, dass die 
Jüdinnen und Juden in Sály integriert und 
geschätzt waren und dass sich viele Freund-
schaften zwischen Juden und Christen erge-
ben hatten. 

Mit diesem Buch wird der in Auschwitz 
ermordeten Sályer Jüdinnen und Juden ge-
dacht, die in Polen kein Grab und in ihrer 
Heimat keine Erinnerung gefunden hatten. 
Dies ist Peter Bürgi und seinen beiden Mit-
autorinnen Tóth Aranka und Stengerné 
Forgony Andrea, beide aus Sály, wichtig. Die 
Aufzeichnungen sind aber auch ein kulturel-
ler Beitrag an die Dorfgeschichte der kleinen 
ungarischen Gemeinde, die sich weder die 
historische Aufarbeitung ihrer jüngeren Ge-
schichte noch die Unterstützung ihrer heil-
pädagogischen Institution leisten könnte. 
Es ist eines der vielen Projekte, die von inte-
ressierten und engagierten ZeitgenossInnen 
getragen werden und die die Welt zu einem 
besseren Ort machen.

Péter Bürgi von Magden, Tóth Aranka, Stengerné 
Forgony Andrea: Ehemalige jüdische Gemeinde in Sály/ 
A volt zsidó hitköszég Sályban. Deutsch/ungarisch. BoD 
Norderstedt 2019. 72 Seiten mit Illustrationen, Fr. 38.50. 
Zu beziehen in jeder Buchhandlung und bei der 
Weltgruppe Möhlin: weltgruppe.ch. Péter Bürgi von 
Magden ist der nom de plume von Peter Bürgi, der drei 
weitere zeitgeschichtliche Bücher publiziert hat.

Home Office –  
Fluch und Segen
Seit gut acht Wochen erreichen euch  
unsere Briefe, Mails und Anrufe nicht mehr 
aus dem Büro der SP Aargau in Aarau, son-
dern vom Küchen-, Garten- oder Schreib-
tisch zuhause. 
Nach der ersten Orientierungswoche habe 
ich meinen Rhythmus gefunden. Morgens 
früh anfangen und dafür um 10 Uhr laufen 
gehen zu können, ist für mich ein enormer 
Mehrwert. Überhaupt arbeiten zu können 
in dieser Zeit, ist ein nicht selbstver-
ständ liches Privileg. Man muss aber auch 
zuhause strukturiert arbeiten, damit alle 
Arbeiten am Ende des Tages erledigt sind. 
Auch mit einem Arbeitszimmer ist man 
dennoch zuhause, und mit den Ausgangs-
beschränkungen fühlt man sich schnell wie 
im goldenen Käfig. 
Ich habe keine Familie um mich herum und 
brauche auf niemanden Rücksicht nehmen. 
Aber wie funktioniert das, wenn Vater, 
Mutter und Kinder auf einmal alle zuhause 
sind? Auf solche Fragen müssen wir als 
SP Antworten haben. Was können wir in 
Zukunft machen, um die Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie zu verbessern? Die 
aktuelle Situation zeigt wie unter einem 
Brennglas, wo die aktuellen gesellschaft-
lichen Probleme liegen. Es sind genau die 
Bereiche, in denen wir seit Jahren Miss-
stände anprangern. In dieser Krise tut 
sich aber auch Neues auf, so die lokalen 
Solidaritätsbewegungen, die hoffentlich 
bestehen bleiben.
Auf Dauer Home Office? Für mich sicher 
nicht. Aber die Situation zeigt, dass Home 
Office funktioniert, und warum nicht  
einen Tag in der Woche von zuhause aus 
arbeiten?
Ich freue mich jedenfalls, Sascha, Claudio, 
Regula und euch alle bald wieder regelmäs-
sig zu sehen. Nicht auf dem Bildschirm, 
sondern real am Parteitag, an Wahlveran-
staltungen oder nach einer Bildungsveran-
staltung bei einem Bier oder Wein!

Julia Hoppe von Herznach ist politische Sekretärin  
der SP Aargau.

KOMMENTAR

Als sich der Heilpädagoge Peter Bürgi im Rahmen eines Projektkurses der 
Lehramtsschule Aargau 1995 in der ungarischen Gemeinde Sály aufhielt, 
fielen ihm Grabsteine mit hebräischen Lettern auf, die am Rand der 
Strasse zum Friedhof lagen. Der Geschichte hinter den Grabsteinen ging 
Bürgi nach und verfasste eine Gedenkschrift, die die Verschleppung der 
Sályer Jüdinnen und Juden durch die ungarischen Pfeilkreuzler doku-
mentiert. Das Buch ist letztes Jahr erschienen.
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Luca Dahinden Ich bin 25 Jahre alt, studie-
re an der Universität Zürich Politikwissen-
schaften und Recht und wohne in Zürich. 
Meine politische Aktivität begann in der 
JUSO, wo ich momentan auch Co-Präsident 
der Zürcher Kantonalpartei bin. Zusätzlich 
bin ich im Vorstand der SP Zürich 3. Durch 
diese Ämter durfte ich schon Gemeinderats-, 
Kantonsrats- und Nationalratswahlen so-
wie einen kantonalen Abstimmungskampf 
für die Entlastungsinitiative der JUSO Kan-
ton Zürich leiten. Die Basiskampagne kenne 
ich aus allen Sichtweisen, als Basismitglied, 
als Kandidat und schlussendlich für kurze 
Zeit noch als Campaigner bei den National-
ratswahlen in Zürich. Ich freue mich enorm, 
zusammen mit euch einen fulminanten 
Grossratswahlkampf hinzulegen und ein-
mal mehr mit den Menschen zu reden, an-
statt über sie.

Anna Rudin Ich bin im Fricktal aufgewach-
sen, danach zog es mich nach Genf, wo ich 
Internationale Beziehungen studiert habe. 
Meinen Master habe ich am Europainstitut 
in Basel absolviert mit den Vertiefungsrich-
tungen Arbeit, Migration und Gesellschaft 
sowie Nachhaltige Entwicklung. Nach mei - 
nem Studium suchte ich nach Herausforde-
rungen im praktischen Bereich, unter ande-
rem als Sennin auf einem Sömmerungsbe-
trieb. Der Praxisbezug in der Politik hat für 

Unsere Campaigner* 
innen für die Grossrats 
wahlen 2020
CB. Wegen der guten Erfahrungen mit der Basiskampagne bei den Natio-
nalratswahlen hat die Kantonalpartei beschlossen, auch bei den Gross-
ratswahlen von diesem Jahr auf die Basiskampagne zu setzen. Konkret 
ist, falls dann wieder möglich, im August eine Quartierumfrage geplant 
und ab Ende September wieder das bekannte Wähler*innen Telefonieren. 
Dafür wurden drei motivierte Campaigner*innen eingestellt, die am  
1. April beziehungsweise am 4. Mai ihre Arbeit begonnen haben. Wir freuen 
uns sehr auf die Zusammenarbeit und heissen sie herzlich im Team will-
kommen. Nachfolgend stellen sie sich kurz vor:

mich einen grossen Stellenwert – ganz nach 
dem Motto «mit und nicht über Menschen 
reden».

Ich möchte mich einsetzen für mehr 
Chancengleichheit, für die Gleichstellung 
der Geschlechter und für nachhaltiges Wirt-
schaften. Aktive Mitarbeit in der Basiskam-
pagne ist Neuland für mich, und ich bin 
schon sehr gespannt und freue mich auf die 
vielen verschiedenen Begegnungen!

Timothy Oesch Ich bin 20 Jahre jung, woh-
ne in Buchs (ZH) und mache aktuell ein Zwi-
schenjahr in meinem Studium. Als langjähri-
ges Parteimitglied durfte ich zwischen 2015
und 2019 Mitglied des Vorstands der JUSO 
Kanton Zürich sein und die erfolgreiche Ab-
stimmungskampagne zur Entlastungsinitia-
tive als Kampagnenmitarbeiter mitgestalten. 
Mein Vorstandsmandat und verschiedene 
Arbeiten bei der SP Zürich liessen mich di-
verse Wahlkämpfe miterleben.

Die SP-Basiskampagnen inspirieren mich: 
Keine andere Partei redet in diesem Aus-
mass mit Menschen über die Themen, die 
sie beschäftigen, wie wir es tun. Das zeigt 
abermals, dass die SP die Partei der Men-
schen und nicht der Millionen ist. Ich bin 
unglaublich stolz darauf, dass ich dieses Jahr 
mit euch zusammen einen phänomenalen 
Wahlkampf meistern und der SP zu einem 
Wahlsieg verhelfen darf.

Und plötzlich war  
alles anders
Jeden Tag gab es wegen der Coronapande-
mie neue Veranstaltungs- und Sitzungs-
absagen, und irgendwann war es soweit: 
Mein Kalender war leer. Schnell entstand 
die Idee, etwas Neues zu wagen. Die Idee 
der SP-Onlinesprechstunde war geboren: 
nicht länger als 45 Minuten, mit einem 
Input, der alle SP Mitglieder anspricht, und 
unkompliziert sollte es sein.
So kam es, dass sich mittwochs am Abend 
Neumitglieder, langjährige SP-Mitglieder 
oder auch Grossrät*innen zur SP- Online-
sprechstunde einschalteten. Während die 
einen ihr Abendbrot dabei assen, sassen 
andere mit einem Bierchen auf der Terras-
se, während sich wieder andere fleissig 
Notizen machten.
Neue Denkanstösse gab es bei den Ver-
anstaltungen auf alle Fälle: Zum Beispiel 
erfuhren wir, dass sich nur 5 Prozent aller 
Menschen Fakten, aber 70 Prozent aller 
Menschen gut Geschichten merken kön-
nen. Deshalb gab uns Nationalrätin Mattea 
Meyer Tipps und Tricks zum Storytelling 
mit. In einer anderen Veranstaltung plau-
derte SP-Mitglied Marco Kistler aus dem 
Nähkästchen, wie sie die Webseite «Hilf-
jetzt.ch» auf die Beine gestellt haben und 
welche Rolle die SP in solchen Momenten 
übernehmen könnte.
Langsam füllt sich mein Kalender wieder – 
die neue Normalität kommt. 
Ein Rucksack voller Wissen und Inspiration 
nehme ich von der SP-Onlinesprechstunde 
mit, und wenn alles gut läuft, wird die SP 
Aargau ab Herbst regelmässig ähnliche Bil-
dungsveranstaltungen wieder durchführen 
– dann vielleicht einmal wieder offline.

Nora Langmoen von Baden ist SP-Einwohnerrätin und 
Mitglied der Geschäftsleitung der SP Aargau. Zuletzt 
am 29. April fand eine Online-Sprechstunde der SP 
Aargau über Zoom statt. Weitere sollen folgen; sie 
werden über facebook und auf der Homepage der SP 
angezeigt.

KOMMENTAR

Von links nach rechts: Anna Rudin, Timothy Oesch, Luca Dahinden.
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Claudia Rohrer von 
Rheinfelden ist  
SP-Grossrätin und 
Co-Präsidentin der 
SP Grossratsfraktion.

GERICHTSURTEIL GEGEN HÖHERE PRÄMIENVERBILLIGUNG

Prämienverbilligung 
muss erkämpft werden
Die SP kämpft für die Prämienverbilligung, direkt politisch und indirekt 
rechtlich – und braucht einen langen Schnauf.

Gemäss Art. 65 Abs. 1 des Bundesgesetzes 
über die Krankenversicherung (KVG) müssen 
die Kantone für Versicherte in wirtschaftlich 
bescheidenen Verhältnissen die Kranken-
kassenprämien verbilligen. Was genau mit 
«wirtschaftlich bescheidenen Verhältnis-
sen» gemeint ist, wird nicht näher definiert. 
Die Prämienverbilligung wird durch Bund 
und Kanton gemeinsam finanziert. Der Bund 
bezahlt nach KVG einen jährlichen Beitrag in 
der Höhe von 7,5 Prozent der Bruttokosten 
der obligatorischen Krankenpflegeversiche-
rung. Der Kanton Aargau ergänzt den Bun-
desbeitrag um einen Beitrag, der gemäss kan-
tonalem Gesetz (KVGG) jährlich vom Grossen 
Rat mittels Dekret festzulegen ist.

Im Jahr 2019 hat sich die SP-Fraktion im 
Grossen Rat für eine Erhöhung der Beiträge 
eingesetzt, leider vergebens. Im Resultat kön-
nen im kantonalen Vergleich bei uns nur sehr 
wenige Menschen von der Prämienverbilli-
gung profitieren. 

Die SP Aargau hat nach der verlorenen 
Initiative im Jahr 2017 nun zusätzlich den 
juristischen Weg eingeschlagen. Sie unter-
stützt Privatpersonen im Normenkontroll-
verfahren. Das Verwaltungsgericht sollte 
das Dekret prüfen und klären, ob mit der 
kantonalen Regelung das Bundesrecht erfüllt 
wird und ausreichend viele Menschen in be-
scheidenen wirtschaftlichen Verhältnissen 
erreicht werden. Leider ist das Verwaltungs-
gericht auf die Klage nicht eingetreten. Es 
begründete seinen Entscheid damit, dass es 
sich beim Dekret zur Prämienverbilligung 
nicht um ein zulässiges Anfechtungsobjekt 

handle. Das Dekret zur Prämienverbilligung 
sei weder eine «Vorschrift» noch stellten das 
Dekret und § 1 des Dekrets Normen «verwal-
tungsrechtlicher Natur» dar. Inhaltlich hat 
sich das Gericht überhaupt nicht mit den An-
liegen der Beschwerdeführenden befasst. 

Da blieb nur der Gang ans Bundesgericht, 
nie ein einfacher Weg. Die Beschwerde-
möglichkeiten vor Bundesgericht sind ein-
geschränkt, geprüft wird nur, ob der Ent-
scheid des kantonalen Gerichts willkürlich 
erging oder nicht. Dabei liegt Willkür in der 
Rechtsanwendung vor, wenn der angefoch-
tene Entscheid offensichtlich unhaltbar ist, 
mit der tatsächlichen Situation in klarem 

Widerspruch steht, eine Norm oder einen 
unumstrittenen Rechtsgrundsatz krass ver-
letzt oder in stossender Weise dem Gerech-
tigkeitsgedanken zuwiderläuft. Das Bundes-
gericht hebt einen Entscheid jedoch nur auf, 
wenn nicht bloss die Begründung, sondern 
auch das Ergebnis unhaltbar ist. Dass eine 
andere Lösung ebenfalls als vertretbar oder 
gar zutreffender erscheint, genügt nicht. 
Das Bundesgericht wird nicht inhaltlich ent-
scheiden. Wenn es die Beschwerde gutheisst, 
so geht der Fall zurück an das kantonale 
Verwaltungsgericht, damit dieses inhaltlich 
entscheidet. Der Ausgang ist ungewiss. Auf 
politischer Ebene hat nun der Regierungsrat 
mitgeteilt, dass die Beiträge 2020 erhöht wer-
den sollen, die SP Fraktion wird sich weiter 
auf politischer Ebene einsetzen.

Initiative zurückgezogen 
Steuern bleiben Thema

KOMMENTAR

Das Initiativkomitee musste die «Gegen-
steuerinitiative» zurückziehen, weil sie 
wegen zwischenzeitlichen Änderungen im 
Aargauer Steuergesetz zum Teil ungültig 
gewesen wäre.
Zusammen mit Gewerkschaften und 
Grünen reichten wir im Frühling 2019 die 
Volksinitiative ein, um die übertriebenen 
Steuersenkungen für Gutverdienende und 
Unternehmen teilweise rückgängig zu 
machen.

Dividendensteuer und Steuertarif
Ein Ziel der Initiative: Wer Dividenden be-
zieht, soll diese zu 80 Prozent versteuern, 
nicht wie heute zu 50 Prozent. Per 2020 
wurde aber im Steuergesetz eine Systemän-
derung vorgenommen: Den Gesetzestext, 
auf den sich die Initiative bezieht, gibt 
es so nicht mehr. Weil ein eingereichtes 
Volksbegehren nicht abgeändert werden 
kann, wäre unsere Initiative teilungültig 
geworden. Und sie hätte ihren eigentlichen 
Sinn verloren: Ebenfalls auf 2020 gab es 
eine automatische Anpassung an die kalte 
Progression – und die Steuertarife der 
unteren Einkommen sind jetzt tiefer als von 
der Initiative gefordert.

Dank fürs Unterschriftensammeln
Deshalb musste sich das Initiativkomitee 
entscheiden, die Initiative zurückzuziehen. 
Das fiel nicht leicht – weil viele engagiert 
und mit Herzblut Unterschriften gesammelt 
haben. Ihnen danken wir ganz herzlich!
Der Einsatz für eine vernünftige Steuerpoli-
tik ist damit nicht gestorben – und nach der 
Corona-Krise erst recht wichtig. Die Ret-
tungspakete des Staates müssen solidarisch 
von allen finanziert werden. Dafür braucht 
es mehr Steuereinnahmen und sicher keine 
neuen Sparmassnahmen!

Roger Sax von Niederwil und Dieter Egli von Windisch 
sind Co-Präsidenten des Fachausschusses Wirtschaft 
und Finanzen. Dieter Egli ist SP-Grossrat, Co-Präsident 
der SP-Grossratsfraktion und Vizepräsident der SP 
Aargau. Er kandidiert für die SP am 18. Oktober 2020 als 
Regierungsrat (http://www.sp-aargau.ch/).

Da blieb nur  
der Gang ans 
Bundes gericht, 
nie ein einfacher 
Weg.
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Keine Maturprüfungen  
unter Corona!

AGENDA 

Alle Termine unter Vorbehalt, dass und wie sie wegen des Lockdowns stattfinden können: 

4. Juni 2020, 18.30 – 21.30 Uhr | Restaurant Schneggen, Reinach/AG
Eine Europäische Verfassung brächte die EU in eine bessere Verfassung.
Die SP Bezirk Kulm organisiert: Voraussetzungen, Wege und Ansätze zur europäischen  
Verfassung als Grundlage einer neuen, föderalen, transnationalen Demokratie.
Leitung: Andreas Gross. 

13. Juni 2020, 10 – 17 Uhr | Oberkulm (Ort und Medium werden noch bekannt gegeben)
Ordentlicher Parteitag

27. Juni 2020 (Ort, Zeit und Medium werden noch bekannt gegeben)
Delegiertenveranstaltung SP Schweiz

5. September 2020, 16 – 21 Uhr | Bahnhofplatz Baden
Wahlfest

18. Oktober 2020
Gross- und Regierungsratswahlen

AUSSCHREIBUNG  
FÜR ZWEI SITZE  
IN DER GESCHÄFTSLEITUNG
Die Wahl der fünf Mitglieder erfolgt für 
zwei Jahre. Kompetenzen gemäss Statu-
ten (https://sp-aargau.ch/wp-content/
uploads/2018/10/Statuten-1.pdf). Die 
Geschäftsleitung tagt während ca. 20 
Sitzungen pro Jahr und ist angewiesen auf 
deine Bereitschaft, ein ausserordentlich 
grosses ehrenamtliches Engagement für 
die SP zu übernehmen.

Anforderungen:
Teamfähigkeit und Loyalität, gefestigte, 
integre Persönlichkeit, in der SP verankert 
und gute Parteikenntnisse, Bereitschaft, 
ein grosses ehrenamtliches Engagement 
für die SP zu übernehmen, Bereitschaft, 
sich langfristig zu verpflichten (min-
destens 2 Jahre), langjährige politische 
Erfahrung und sehr gute Kenntnisse der 
kantonalen Politik. 

Die Bewerbung mit Motivationsschreiben 
und Lebenslauf bitte umgehend an  
sekretariat@sp-aargau.ch senden!

So sollen auch im Kanton Aargau während 
 einer globalen Pandemie nach wochenlan-
gem Unterrichtsausfall Maturitätsprüfun-
gen stattfinden. Dies an Gymnasien, Fach-
mittelschulen und Maturitätsschulen für 
Erwachsene. Nicht nur Expert*innen, son-
dern auch Schüler*innen sehen damit die 
Chancengleichheit beschnitten. Bibliotheken 
sind geschlossen, Fernunterricht ist nicht 
in allen Fächern gleich gut möglich, und die 
erschwerten Bedingungen werden für viele 
spürbar: Vermehrte Mitarbeit im Haushalt, 
konfliktreiche Familien und schlechter Zu-
gang zu psychologischer Betreuung tragen zu 
sehr ungleichen und belastenden Lernumge-
bungen bei. 

Die Entscheidung, die Prüfungen durch-
zuführen, hat Bildungsdirektor Alex Hürze-
ler getroffen, KV-Absolvent und SVP-Regie-
rungsrat. Jemand, der von seiner Entschei-
dung weder betroffen ist, noch die persönli-
chen Konsequenzen davon nachvollziehen 
kann. Während sich andere Kantone gegen 

eine Durchführung der Prüfungen entschie-
den haben, handelt die Aargauer Regierung 
gegen den Willen der Betroffenen, den diese 
lautstark an ihren Regierungsrat herangetra-
gen haben. Schüler*innen haben sich näm-
lich schweizweit zusammengetan, um für ei-
nen #Prüfungsstopp zu kämpfen: Einem Auf-
ruf der JUSO Schweiz folgend wurden über 
2100 Mails an den Bundesrat und an kanto-
nale Bildungsdirektionen geschrieben, Peti-
tionen wurden lanciert, Instagram-Accounts 
eröffnet, Hashtags verbreitet, und an den 
Schulen hat man sich selbst organisiert. Die 
gleichgültige Missachtung dieser Anliegen ist 
ein Schlag ins Gesicht dieser sich gerade poli-
tisierenden Jugendlichen. Sie verkündet: Uns 
interessieren eure Bedürfnisse nicht, und da-
gegen könnt ihr nichts tun.

Was muss die Linke daraus lernen? 
1.  Wir müssen den Menschen aufzeigen, 

dass wir für ihre Anliegen einstehen und 
sie in unsere Aktionen miteinbeziehen. 
Noch nie war das Bild der JUSO bei den 
Schüler*innen so positiv wie während un-
serer Mobilisierung gegen die Maturitäts-
prüfungen. 

2.  Krisen haben das Potential, Menschen 
zu politisieren. Wir müssen bei dieser 
Lebensrealität ansetzen und Alternati-
ven aufzeigen. Auch, und wie sich bei der 
Corona-Krise besonders gezeigt hat, über 
den digitalen Weg.

Lara Hitz von 
Unter entfelden 
ist Präsidentin  
der JUSO Aargau.

3.  Die Linke muss Antworten parat haben 
und bei ihren Antworten die Menschen 
konkret miteinbeziehen. Sowohl bei der 
Erarbeitung der Antworten als auch bei 
deren Umsetzung.

Die Coronakrise offenbart an vielen Orten die Unfähigkeit unseres Sys-
tems, den darin lebenden Menschen Sorge zu tragen, auch bei der Bildung.


